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TOP 23:

Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des
Rates über die Verringerung der nationalen Emissionen bestimmter
Luftschadstoffe und zur Änderung der Richtlinie 2003/35/EG

COM(2013) 920 final

Drucksachen: 819/13 und zu 819/13

Die Kommission hat am 18. Dezember 2013 mit dem Programm "Saubere Luft für
Europa" ein neues Gesetzespaket zur Verringerung der Luftverschmutzung
vorgestellt. Dazu gehören unter anderem ein Richtlinienvorschlag zur Verringerung
der Verschmutzung durch mittelgroße Feuerungsanlagen - vergleiche BR-Druck-
sache 818/13 - und der vorliegende Richtlinienvorschlag mit strengeren nationalen
Emissionshöchstmengen für die sechs wichtigsten Schadstoffe.

Die Richtlinie 2001/81/EG (sogenannte NEC-Richtlinie) soll aufgehoben und durch
eine neue Richtlinie ersetzt werden.

In der bisherigen Richtlinie wurden für jeden Mitgliedstaat nationale Emissions-
höchstmengen für Schwefeldioxid (SO2), Stickstoffoxide (NOx), Ammoniak (NH3)
und flüchtige organische Verbindungen außer Methan (NMVOC) festgelegt, die bis
2010 zu erreichen waren. Da aufgrund der Luftverschmutzung in der EU aber
immer noch erhebliche Gesundheitsrisiken und Umweltfolgen bestehen, sollen
diese Anforderungen überarbeitet und aktualisiert werden und den neuen inter-
nationalen Verpflichtungen, die sich u. a. aus der Änderung des Göteborg-Proto-
kolls von 2012 ergeben, angepasst werden.

Der Richtlinienvorschlag soll für Emissionen der im Anhang festgelegten Schad-
stoffe aus sämtlichen Quellen gelten. Nationale Reduktionsverpflichtungen sollen
für Emissionen von Schwefeldioxid (SO2), Stickstoffoxiden (NOx), flüchtigen
organischen Verbindungen außer Methan (NMVOC), Ammoniak (NH3) sowie zu-
sätzlich für Feinstaub (PM2,5) und Methan (CH4) ab 2020 bzw. 2030 festgelegt
werden. Referenzjahr soll das Jahr 2005 sein.

Um nachweisbare Fortschritte bei den Reduktionsverpflichtungen für 2030
sicherzustellen, sollen für 2025 vorgegebene Emissionszwischenziele (im Sinne von
Richtwerten) erreicht werden.
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Den Mitgliedstaaten soll zur Einhaltung der Reduktionsverpflichtungen gestattet
werden, bestimmte Flexibilitätsregelungen zu nutzen (z. B. Anrechnung von An-
teilen von im internationalen Seeverkehr erzielten Emissionsreduktionen).

Jeder Mitgliedstaat soll verpflichtet werden, ein nationales Luftreinhalteprogramm
zu verabschieden, das regelmäßig zu aktualisieren ist und der Kommission
übermittelt werden soll. Die Emissionen von Luftschadstoffen sollen über nationale
Emissionsinventare und Emissionsprognosen überwacht werden, die ebenfalls der
Kommission vorgelegt werden sollen.

Der Richtlinienvorschlag soll spätestens 18 Monate nach Inkrafttreten in nationales
Recht umgesetzt werden.

Die Empfehlungen der Ausschüsse sind aus der Drucksache 819/1/13 ersichtlich.


